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STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG 
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2. Den Zuschlag erhält die Firma Braun&Noack Kom-
munaltechnik GmbH.

Abstimmungsergebnis:
4 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/13/57/2016
Vergabe der Fachplanungsleistung der Techni-
schen Ausrüstung gem. §§ 53 ff HOAI – Grund-
schule Am Wäldchen – Modul 1 – Sanierung, Um-
bau und Erweiterung Bestandgebäude und Neubau 
Hortgebäude
Die Verwaltung wird beauftragt, den Auftrag für die Fach-
planungsleistung der Technischen Ausrüstung gem. §§ 
53 ff HOAI – Grundschule Am Wäldchen – Modul 1 
– Sanierung, Umbau und Erweiterung Bestandgebäude 
und Neubau Hortgebäude dem Projektbüro Dörner  + 
Partner GmbH, Bahnhofstraße 7, 16227 Eberswalde zu 
erteilen.

Abstimmungsergebnis:
8 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss des öffentlichen Teils der 14. Sitzung 
des 

Hauptausschusses der Stadt Strausberg vom 
22.02.2016

B/14/58/2016-HA
Vergabe von Bauleistungen nach VOB für die Schul-
sportmehrzweckhalle Los 3 Rohbau
Dem Vergabevorschlag für das Bauvorhaben Schul-
sportmehrzweckhalle, Rohbau incl. Grundleitungen in 
Höhe von brutto 1.279.748,09 Euro wird zugestimmt.

Beschluss der 7. Sitzung  
des Werksausschusses Kommunal- 
Service Strausberg vom 09.02.2016

B/07/04/2016
Kauf eines Ladekran als Anbaugerät für den Multi-
car M27, Typ Ladekran HMF 340K1
Hydraulische Reichweite 4,4m – 650kg; 3,1m – 
950kg
1. Der Werksausschuss stimmt dem Kauf eines Lade-

krans, als Anbaugerät für den Multicar M27 zu. 

Beschluss des nichtöffentlichen Teils  
der 13. Sitzung des Hauptausschusses  
der Stadt Strausberg vom 11.01.2016

Beschlüsse des öffentlichen Teils  
der 14. Sitzung des Hauptausschusses  
der Stadt Strausberg vom 22.02.2016
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Die Verwaltung wird beauftragt, den Zuschlag an die 
Firma NBB Neubrandenburger Bau GmbH, Eichhorster 
Str. 1, 17034 Neubrandenburg zu erteilen. 

Abstimmungsergebnis:
9 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschluss des nichtöffentlichen Teils der 14. Sit-
zung des 

Hauptausschusses der Stadt Strausberg vom 
22.02.2016

B/14/59/2016-HA
Vergabe der Leistungen der Tragwerksplanung ge-
mäß §§ 51 ff. HOAI – Grundschule Am Wäldchen 
– Modul 1 – Sanierung, Umbau und Erweiterung Be-
standsgebäude und Neubau Hortgebäude
Die Verwaltung wird beauftragt, den Auftrag für die 
Leistung der Tragwerksplanung gem. §§ 51 ff. HOAI 
– Grundschule Am Wäldchen – Modul 1 - Sanierung, 
Umbau und Erweiterung Bestandsgebäude und Neubau 
Hortgebäude der Firma: PICHLER Ingenieure GmbH, 
Alt-Moabit 62-63, 10555 Berlin zur erteilen.

Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschlüsse des öffentlichen Teils der Sondersitzung 
des 

Hauptausschusses der Stadt Strausberg vom 
14.03.2016

B/60/2016-HA
Kofinanzierung des bundesweiten Projektes Mehr-
generationenhaus in Strausberg für das Jahr 2016
Der Hauptausschuss beschließt nach Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und 
Soziales die Ausreichung der Fördermittel zur Kofinan-
zierung für das bundesweite Projekt Mehrgenerationen-
haus in Strausberg für 2016.

Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/61/2016-HA
Jugendsozialverbund Strausberg e.V. Projekt 
„Schwarzes Theater“ im Jugendsozialverbund 
Strausberg
Der Hauptausschuss beschließt nach Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und So-
ziales die Ausreichung der Fördermittel zur finanziellen 
Unterstützung des Projektes – Schwarzes Theater im 
Sietch-Treff des Jugendsozialverbundes 
Strausberg e.V., vom 01.04.2016 bis 31.12.2016 in 
Höhe von 1400,00 €.

Abstimmungsergebnis:
9 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

B/62/2016-HA
Alternatives Jugendprojekt 1260 e.V. - Kidscafe für 
das Jahr 2016
Der Hauptausschuss beschließt nach Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und 
Soziales die Ausreichung der Fördermittel zur finanzi-
ellen Unterstützung des Kidscafes im Jugendzentrum  
Horte des Alternativen Jugendprojektes 1260 e.V. vom 
21.03.2016 bis 31.12.2016 in Höhe von 500,00 €.

Abstimmungsergebnis:
8 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

B/63/2016
Alternatives Jugendprojekt 1260 e.V. - Club Vorstadt 
für das Jahr 2016
Der Hauptausschuss beschließt nach Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und So-
ziales die Ausreichung der Fördermittel zur finanziellen 
Unterstützung im  Club Vorstadt für die offene Kinder 
– und Jugendarbeit vom 02.04.2016 bis 31.12.2016 in 
Höhe von 2375,00 €.

Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/64/2016
Alternatives Jugendprojekt 1260 e.V. - Projekt Krea-
tivwerkstatt für das Jahr 2016
Der Hauptausschuss beschließt nach Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung, Jugend, Kultur, Sport und Sozia- 
les die Ausreichung der Fördermittel zur finanziellen Un-
terstützung des Projektes „Kreativwerkstatt“ im Jugend-
zentrum Horte des Alternativen Jugendprojektes 1260 e.V. 
vom 21.03.2016 bis 31.12.2016 in Höhe von 825,00 €.

Abstimmungsergebnis:
10 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschlüsse der 9. Sitzung des Ortsbeirates Hohen-
stein vom 08.03.2016

B/09/07/2016
Dem Hohensteiner Dorfverein e.V. werden Fördermittel 
für die Gestaltung des Dorflebens in Höhe von 600,00 
Euro bewilligt.

Abstimmungsergebnis:
2 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/09/08/2016
Dem Siedlerverein Gladowshöhe e.V. werden Förder-
mittel für die Ausgestaltung des Siedlerfestes in Höhe 
von 2.000,00 Euro bewilligt.
Voraussetzung für die Auszahlung ist die Vorlage der 
Spezifikationen.

Abstimmungsergebnis:
2 Dafürstimmen, 1 Gegenstimme, 0 Enthaltungen

Beschlüsse der 9. Sitzung des Ortsbeirates 
Hohenstein vom 08.03.2016

Beschlüsse des öffentlichen Teils  
der Sondersitzung des Hauptausschusses 

der Stadt Strausberg vom 14.03.2016

Beschluss des nichtöffentlichen Teils  
der 14. Sitzung des Hauptausschusses  
der Stadt Strausberg vom 22.02.2016
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B/09/09/2016
Dem Förderverein Dorfkirchen Hohenstein und Ruhls-
dorf e.V. werden Fördermittel für das Kulturprogramm 
des jährlich stattfindenden Kirchenfestes sowie für das 
Herbst- und Adventskonzert in Höhe von 600,00 Euro 
bewilligt. 

Abstimmungsergebnis:
3 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/09/10/2016
Dem Hohensteiner Countrydancer e.V. werden Förder-
mittel für das geplante Hohensteiner Fußballturnier in 
Höhe von 400,00 Euro bewilligt. 

Abstimmungsergebnis:
3 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Beschlüsse des öffentlichen Teils der 14. Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Strausberg 
vom 10.03.2016

B/14/203/2016
Gremienwahl zur namentlichen Besetzung des 
Hauptausschusses und deren Stellvertreter

1.  Nachfolgende Stadtverordnete werden zu Mitglie-
dern des Hauptausschusses und deren Stellvertre-
tern bestellt:

DIE LINKE Herr Gregor Weiß 
 Stellvertreter: Herr Martin Schultheiß
 Herr Ronny Kühn  
 Stellvertreter: Frau Simone Schubert
 Herr Bernd Sachse  
 Stellvertreter: Herr Christian Steinkopf
 Herr Meinhard Tietz  
 Stellvertreter: Frau Angelika Wieland

SPD Frau Christel Kneppenberg 
 Stellvertreter: Herr Nick Reinking
  Herr Rüdiger Neuguth
 Frau Dr. Sibylle Bock 
 Stellvertreter: Frau Sabrina Janik
  Herr Heiko Conrad

CDU Herr Daniel Krebs 
 Stellvertreter: Herr Andreas Fuchs

U.f.W 
Pro Strausberg Herr Steffen Schuster 
 Stellvertreter: Herr Wolfgang Winkelmann
  Frau Sonja Zeymer

DIE FRAKTION grün, liberal, bürgernah - 
 Herr Thomas Frenzel 
 Stellvertreter: Herr Jens Knoblich

2. Der Beschluss 13/200/2016 wird aufgehoben. 

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 1 Gegenstimme, 1 Enthaltung

B/14/204/2016
Vertreter der Stadtverordnetenversammlung Straus-
berg in den Aufsichtsrat Strausberger Wohnungs-
baugesellschaft mbH (SWG) und Sitzverteilung
Auf der Grundlage des Gesellschaftsvertrages der 
Strausberger Wohnungsbaugesellschaft mbh (SWG) 
entsendet die Stadtverordnetenversammlung Straus-
berg 6 Vertreter in den Aufsichtsrat.

Die 6 Vertreter werden durch folgende Fraktionen be-
nannt: 

DIE LINKE  2
SPD   1
CDU   1

Zwei Sitze werden im Losverfahren zwischen den Frak-
tionen DIE LINKE, U.f.W Pro Strausberg und DIE FRAK-
TION – grün, liberal und bürgernah vergeben, sofern 
sich die Fraktionen nicht auf die Sitzverteilung einigen.

Der Beschluss 01/29/2014 wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

B/14/205/2016
Gremienwahl zur namentlichen Besetzung der Ver-
treter der Fraktionen im Aufsichtsrat der Strausber-
ger Wohnungsbaugesellschaft mbH (SWG)
Die Stadtverordnetenversammlung entsendet in den 
Aufsichtsrat der SWG folgende Mitglieder: 

 Herr Ronny Kühn  Fraktion DIE LINKE

 Herr Bernd Sachse  Fraktion DIE LINKE

 Frau Christel Kneppenberg SPD-Fraktion 

 Herr Udo Lungwitz CDU-Fraktion 

 Herr Wolfgang Winkelmann  Fraktion U.f.W. Pro 
Strausberg

 Herr Robert Krause  DIE FRAKTION – grün, 
liberal, bürgernah

Der Beschluss 01/30/2014 wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

Beschlüsse des öffentlichen Teils  
der 14. Sitzung der Stadtverordneten-

versammlung der Stadt Strausberg  
vom 10.03.2016
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B/14/206/2016
Anzahl der Vertreter der Stadtverordnetenversamm-
lung Strausberg in den Aufsichtsrat Strausberger 
Eisenbahn GmbH (STE) und Sitzverteilung
Auf der Grundlage des Gesellschaftsvertrages der 
Strausberger Eisenbahn GmbH (STE) entsendet die 
Stadtverordnetenversammlung Strausberg 6 Vertreter 
in den Aufsichtsrat. 

Die 6 Vertreter werden durch folgende Fraktionen be-
nannt: 

DIE LINKE  2
SPD   1
CDU   1

Zwei Sitze werden im Losverfahren zwischen den Frak-
tionen DIE LINKE, U.f.W Pro Strausberg und DIE FRAK-
TION – grün, liberal und bürgernah vergeben, sofern 
sich die Fraktionen nicht auf die Sitzverteilung einigen.

Der Beschluss 03/60/2014 wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

B14/207/2016
Gremienwahl zur namentlichen Besetzung der Ver-
treter der Fraktionen im Aufsichtsrat der Strausber-
ger Eisenbahn GmbH (STE)
Die Stadtverordnetenversammlung entsendet in den 
Aufsichtsrat der STE folgende Mitglieder: 

 Herr Christian Steinkopf  Fraktion DIE LINKE
 Herr Gregor Weiß Fraktion DIE LINKE
 Herr Martin Schultheiß Fraktion DIE LINKE
 Herr Nick Reinking SPD-Fraktion 
 Herr Daniel Krebs CDU-Fraktion
 Herr Matthias Michel  DIE FRAKTION – grün,  

liberal, bürgernah

Der Beschluss 03/61/2014 wird aufgehoben.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 2 Enthaltungen

B/14/208/2016
Kauf eines Multicar M31 H mit Dreikreis-Universal-
hydraulik als Ersatzbeschaffung für den Multicar 
MOL-KS 301; Baujahr 1992

1. Auf der Grundlage des bestätigten Wirtschafts-
planes 2016 stimmt die Stadtverordnetenver-
sammlung dem Kauf eines Multicar M31 H Drei-
kreis-Universalhydraulik als Ersatzbeschaffung 
für den Multicar MOL-KS 304 (Baujahr 1992) mit 
einem Gesamtpreis von 87.463,00€ Netto zu.

2. Die Finanzierung der Ersatzbeschaffung erfolgt 
über einen Leasingvertrag mit Auflösungsmög-

lichkeit nach 42 Monaten und einer monatlichen 
Brutto-Rate von 960,21€ 

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

B/14/209/2016
Erste Verordnung zur Änderung der Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung über die Öffnung von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus besonde-
rem Anlass in der Stadt Strausberg 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die „Er-
ste Verordnung zur Änderung der Ordnungsbehördli-
chen Verordnung über die Öffnung von Verkaufsstellen 
an Sonn- und Feiertagen aus besonderem Anlass in der 
Stadt Strausberg 

Abstimmungsergebnis:
28 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

Erste Verordnung zur Änderung der Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung über die Öffnung von Ver-
kaufsstellen an Sonn- und Feiertagen aus besonde-
rem Anlass in der Stadt Strausberg vom 17.12.2015 

Auf Grund des § 5 Abs. 1 Satz 2 des Brandenbur-
gischen Ladenöffnungsgesetzes (BbgLöG) vom 
27.11.2006 (GVBl. I/06, S. 158), geändert durch Gesetz 
vom 20.12.2010 (GVBl. I/10, Nr. 46) in Verbindung mit 
§ 28 Abs. 2 Ziffer 9 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl.I/07, Nr. 19, S.286), zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl.I/14, [Nr. 32]), 
erlässt die Bürgermeisterin der Stadt Strausberg als 
örtliche Ordnungsbehörde gemäß Beschluss der Stadt-
verordnetenversammlung Strausberg vom 10.03.2016 
für das Gebiet der Stadt Strausberg folgende erste 
Verordnung zur Änderung der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung über die Öffnung von Verkaufsstellen an 
Sonn- und Feiertagen aus besonderem Anlass in der 
Stadt Strausberg: 

Artikel I 
Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
über die Öffnung von Verkaufsstellen an Sonn- und 
Feiertagen aus besonderem Anlass in der Stadt 
Strausberg 

§ 1 Punkt 3 wird wie folgt geändert: 

3. 02. Oktober 2016   „Fest zum Tag der Deutschen 
Einheit“ 

Artikel II 
In- Kraft-Treten 
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Die Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer 
Verkündung in Kraft. 

Strausberg, den 10.03.2016 

gez. Elke Stadeler 
Bürgermeisterin

B/14/210/2016
Freigabe von Haushaltsmitteln und überplanmäßi-
ge Mittelbereitstellung für das Haushaltsjahr 2016 
während der vorläufigen Haushaltsführung für das 
Produkt 111.02.06 - Verwaltungsgebäude
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Straus-
berg beschließt für das Produkt 111.02.06 – Verwal-
tungsgebäude – Sachkonto 091132 mit der Maßnahme 
SM084 –
Erwerb Anlagevermögen für das Bürgerbüro (Ausstat-
tung) – 

1. Aufhebung der Haushaltssperre für die geplan-
ten Mittel i. H. v. 46.000,00 €

2. Überplanmäßige Mittelbereitstellung i. H. v. 
42.500,00 € 

während der vorläufigen Haushaltsführung.

Abstimmungsergebnis:
17 Dafürstimmen, 2 Gegenstimmen, 9 Enthaltungen

B/14/212/2016
Grundschule Am Wäldchen - Kauf oder Miete von 
Raummodulen
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Pla-
nung, Ausschreibung und bauliche Umsetzung von 
Raummodulen zur Unterbringung von 4 Klassenräu-
men. In Abhängigkeit des Ausschreibungsergebnisses 
werden die Raummodule gekauft oder gemietet.

Abstimmungsergebnis:
26 Dafürstimmen, 0 Gegenstimmen, 1 Enthaltung

B/14/213/2016
Entbehrlichkeit und Verkauf eines kommunalen 
Grundstücks (Gemarkung Hohenstein)
Das Grundstück in Strausberg, Gemarkung Hohenstein, 
Flur 6, Flurstück 69, mit einer Größe von 2.393 m², ist 
entbehrlich. Die Bürgermeisterin wird beauftragt, das 
Grundstück zu einem Kaufpreis in Höhe von 2.153,70 
€ zu verkaufen.
Abstimmungsergebnis:
19 Dafürstimmen, 4 Gegenstimmen, 4 Enthaltungen

B/14/214/2016
Ausbaubeschluss (Bauprogramm) Geh-/Radweg-
Ernst-Thälmann-Straße
In der Ernst-Thälmann-Straße wird im Bereich von der 
Einmündung Garzauer Straße bis zur Querung der 

Straßenbahn (Kreuzungsbereich Straßenbahn/ Ernst-
Thälmann-Straße) der einseitige, westlich der Fahr-
bahn gelegene gemeinsame Geh-/ Radweg verbessert/ 
erneuert. Der Geh-/Radweg wird mit Betonsteinpflaster 
und in einer durchschnittlichen Breite von ca. 2,50 m 
befestigt.

Das straßenbegleitende Grün wird neu hergestellt. Die 
Oberflächenentwässerung wird mit Mulden und in Teil-
bereichen mit Rohrrigolen neu hergestellt.

Im Zusammenhang mit der Baumaßnahme werden die 
Zufahrten hergestellt.

Der Grunderwerb ist Bestandteil des Bauprogramms.

Abstimmungsergebnis:
22 Dafürstimmen, 2 Gegenstimmen, 3 Enthaltungen

B/14/215/2016
Abwägungs- und Satzungsbeschluss für die 1. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 41/07 „Wohnge-
biet Mittelfeldring“

1. Nach der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 
BauGB und der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB wird die Abwägung entsprechend 
den anliegenden Abwägungsprotokollen be-
schlossen. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, 
den Bürgern, Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange, die Stellungnahmen abgegeben ha-
ben, das Ergebnis der Abwägung mitzuteilen.

2. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
41/07 „Wohngebiet Mittelfeldring“ wird gemäß § 
10 Abs. 1 BauGB und auf der Grundlage des § 
3 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg hiermit als Satzung beschlossen. Die 
Begründung zum Bebauungsplan wird gebilligt.

3. Die Stadtverordneten stimmen dem 2. Ände-
rungsvertrag zum Städtebaulichen- und Er-
schließungsvertrag für das Gebiet des Bebau-
ungsplanes zwischen der Stadt Strausberg und 
der LEONWERT Immobilienmanagement GmbH 
zu.

Abstimmungsergebnis:
24 Dafürstimmen, 2 Gegenstimmen, 0 Enthaltungen

BEKANNTMACHUNGEN  
DER STADT STRAUSBERG

Beschluss der 1. Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 41/07 „Wohngebiet 
Mittelfeldring“ gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

Der Bebauungsplan Nr. 41/07 „Wohngebiet Mittel-
feldring“ (Geltungsbereich s. Kartenausschnitt) wur-
de von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
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Strausberg in der Sitzung am 10.03.2016 als Satzung 
beschlossen. Der Beschluss des Bebauungsplans wird 
hiermit bekannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in 
Kraft.
Sie haben die Möglichkeit, den Bebauungsplan und die 
Begründung in der Stadtverwaltung der Stadt Straus-
berg, Hegermühlenstraße 58, Zimmer 3.20, während 
folgender Sprechzeiten

Dienstags von 
08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und
13:00 Uhr bis 18:00 Uhr

Donnerstags von  
08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und
13:00 Uhr bis 16:00 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung (Telefon 
03341/381322) einzusehen und über den Inhalt Aus-
kunft zu verlangen. Die Unterlagen stehen auch im In-
ternet unter www.stadt-strausberg.de à Stadtentwick-
lung/Bauen à Stadtplanung à Bauleitplanung/Bebau-
ungspläne zur Verfügung.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB 
beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Straus-
berg unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind.

Auf die Vorschriften der §§ 39 und 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe 
in eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebau-
ungsplan und über das Erlöschen von Entschädigungs-
ansprüchen wird hingewiesen.

Strausberg, den 08.03.2016

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin
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Bekanntmachungsanordnung
Hiermit ordne ich die Bekanntmachung der am 17.12.2015 
beschlossenen und durch Beitrittsbeschluss vom 
10.03.2016 geänderten Haushaltssatzung der Stadt 
Strausberg für das Haushaltsjahr 2016 gemeinsam mit 
dieser Bekanntmachungsanordnung im Amtsblatt für die 
Stadt Strausberg an. 
Mit dem Beitrittsbeschluss wurde die Zustimmung zur 
Entscheidung des Landrates des Landkreises Mär-
kisch-Oderland als allgemeine untere Landesbehörde 
vom 09.02.2016 (Aktenzeichen15.13.01/472), von dem 
mit 5.000.000 € festgesetzten Gesamtbetrag der Kredit-
aufnahmen einen Betrag von 3.000.000 € zu genehmi-
gen, erteilt.

In die Haushaltssatzung und ihre Anlagen kann jeder 
Einsicht nehmen. 
Die Einsichtnahme kann zu den Sprechzeiten 

dienstags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

donnerstags von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr

in der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermühlenstraße 
58, Fachbereich Zentrale Dienste, Zimmer E. 21, erfol-
gen.

Strausberg, 10.03.2016

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin

Haushaltssatzung
der Stadt Strausberg  

für das Haushaltsjahr 2016

Auf Grund des § 67 der Kommunalverfassung des Lan-
des Brandenburg wird nach Beschluss der Stadtverord-
netenversammlung vom 17. Dezember 2015 und nach 
Beitrittsbeschluss vom 10.03.2016 zur aufsichtsbehörd-
lichen Genehmigung des Landrates des Landkreises 
Märkisch-Oderland als allgemeine untere Landesbe-
hörde vom 09.02.2016 folgende Haushaltssatzung er-
lassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Erträge auf    39.922.776 EUR
ordentlichen Aufwendungen auf  41.028.664 EUR

außerordentlichen Erträge auf   250.000 EUR
außerordentlichen Aufwendungen auf     70.000 EUR

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

Einzahlungen auf    46.773.392 EUR
Auszahlungen auf    51.862.317 EUR  
festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanz-
haushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungs- 
tätigkeit  38.393.425 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungs- 
tätigkeit    38.784.817 EUR

Einzahlungen aus der Investitions- 
tätigkeit   5.379.967 EUR
Auszahlungen aus der Investitions- 
tätigkeit   12.142.000 EUR

Einzahlungen aus der Finanzierungs- 
tätigkeit    3.000.000 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungs- 
tätigkeit   935.500 EUR

Einzahlungen aus der Auflösung von  
Liquiditätsreserven         0 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven       0 EUR

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen werden auf 
 3.000.000 EUR  
festgesetzt.

Der Höchstbetrag der Kassenkredite gemäß § 76 BbgK-
Verf wird auf   5.400.000 EUR
festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen und Auszah-
lungen für Investitionsförderungsmaßnahmen in künfti-
gen Haushaltsjahren wird auf  15.986.000 EUR
festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze für die Realsteuern, die in einer geson-
derten Satzung mit Beschluss der Stadtverordneten-
versammlung 11/172/2015 vom 05.11.2015 festgesetzt 
worden sind, betragen:

1. Grundsteuer
a)  für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 

(Grundsteuer A)  270 v. H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)   375 v. H.
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gung des in der Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2016 festgesetzten Kreditbetrages für Investitionen In 
Höhe von 3.000.000,00 € beizutreten.

Abstimmungsergebnis:
27 Dafürstimmen, 1 Gegenstimme, 0 Enthaltungen

Berichtigung des Amtsblattes für die Stadt 
Strausberg - Jahrgang 24 - Nr.09/2015  
vom 31.12.2015 Entgeltordnung der 
Heinrich-Mann-Bibliothek – Stadtbibliothek 
– der Stadt Strausberg vom 17.12.2015

Auf der Seite 8 des genannten Amtsblattes muss es 
statt 
„Partner (Ehepaare bzw. Lebenspartnerschaften  
nach LPartG)  8,00 €“
heißen:
„Partner (Ehepaare bzw. Lebenspartnerschaften  
nach LPartG)  18,00 €“.

Bekanntmachung der Jagdgenossen-
schaft Strausberg-Stadt

Einberufung der Genossenschafts-
versammlung der Jagdgenossenschaft 

Strausberg-Stadt

Sehr geehrte Mitglieder der Jagdgenossenschaft 
Strausberg-Stadt, 
die Genossenschaftsversammlung der Jagdgenossen-
schaft Strausberg-Stadt findet
am

Freitag, dem 29. April 2016 um 18.00 Uhr
im Restaurant „Zur Fähre“,
Strausberg, Große Straße 1,

statt.

Eingeladen sind alle Eigentümer von Grundflächen, die 
zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk der Jagdgenossen-
schaft Strausberg-Stadt gehören, auf denen die Jagd 
ausgeübt werden darf.
Der gemeinschaftliche Jagdbezirk der Jagdgenossen-
schaft Strausberg-Stadt umfasst alle südöstlich der 
Verkehrsachse Hennickendorfer Chaussee, Ernst-Thäl-
mann-Straße, Berliner Straße, August-Bebel-Straße, 
Große Straße, Wriezener Straße, Prötzeler Chaussee 
gelegenen bejagbaren Grundflächen in den Fluren 3, 4, 
5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 16, 18 und 20 der Gemar-
kung Strausberg zuzüglich der südwestlich der Hennik-
kendorfer Chaussee bis zur Grenze des Eigenjagdbe-
zirkes der Bundesforst gelegenen Flächen in den Fluren 

2. Gewerbesteuer       350 v. H.

§ 5

1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und 
Aufwendungen als für die Gemeinde von wesentlicher 
Bedeutung angesehen werden, wird auf   
 50.000 EUR 
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen Aus-
zahlungen, ab der Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln darzustel-
len sind, wird auf   
 25.000 EUR
festgesetzt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außer-
planmäßige Aufwendungen und Auszahlungen der vor-
herigen Zustimmung der Gemeindevertretung bedürfen, 
wird auf 

25.000 EUR

festgesetzt. Davon ausgenommen sind erforderliche 
Ausgaben zur Verwendung zweckgebundener Einnah-
men.
Mehrere Bewilligungen bei einem Produkt werden im 
Sinne vorstehender Regelungen zusammengerechnet. 
Mehraufwendungen/Mehrauszahlungen unterhalb die-
ser Wertgrenzen gelten als unerheblich. Über die un-
erheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
entscheidet der Kämmerer. 

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu 
erlassen ist, werden bei:
a) Erhöhung des gemäß Haushaltsplan zu erwartenden 
Fehlbetrages auf   
 2.600.000 EUR
und

b) bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 
Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 

500.000 EUR
festgesetzt.

Strausberg, den 10.03.2016

gez. Elke Stadeler
Bürgermeisterin

B/14/211/2016
Beitrittsbeschluss zur Teilgenehmigung des in 
der Haushaltssatzung für das Jahr 2016 festge-
setzten Kreditbetrages für Investitionen 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Straus-
berg beschließt, der mit Bescheid des Landrates des 
Landkreises Märkisch-Oderland als allgemeine untere 
Landesbehörde vom 09.02.2016 erteilten Teilgenehmi-
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10 und 22 der Gemarkung Strausberg.
Die Eigentümer werden aufgefordert, einen Eigentums-
nachweis mitzubringen.

Tagesordnung:
1.  Bestätigung der Niederschrift der Sitzung der Genos-

senschaftsversammlung vom 26.02.2016
2.  Bericht des Jagdvorstandes zum Geschäftsjahr 

2015/2016
3. Bericht der Pächtergesellschaft
4.  Bericht des Kassenführers und Bericht zur Kassen-

prüfung für das Geschäftsjahr 2015/2016
5.  Entlastung des Jagdvorstandes und des Kassenfüh-

rers vom Geschäftsjahr 2015/2016
6.  Beschluss zur Auszahlung des Reinertrages für das 

Geschäftsjahr 2015/2016
7.  Beschluss über die Verwendung der aus verjährten 

Auskehransprüchen gebildeten Rücklage
8. Beschluss des Haushaltsplanes für das Geschäfts-

jahr 2016/2017
9. Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen
gez. Thomas Pietschmann
Jagdvorsteher

Bekanntmachung von Beschlüssen  
der Jagdgenossenschaft Strausberg-

Stadt gemäß § 16 der Satzung

Beschlüsse der Mitgliederversammlung vom 
26.02.2016:

Beschluss Nr. 62/2016:
Bestätigung der Niederschrift der Sitzung der Jagd-
genossenschaftsversammlung vom 24.04.2015
Die Jagdgenossenschaft Strausberg-Stadt beschließt 
die Bestätigung o. g. Niederschrift.

Beschluss Nr. 63/2016:
Neufassung der Satzung der Jagdgenossenschaft 
Strausberg-Stadt
Die Jagdgenossenschaft Strausberg-Stadt beschließt 
folgende Satzungsänderung:
Hier: a.):  Nicht-Jagdgenosse als Jagdvorstand;
        b.):  Prokurist / kaufmännischer Mitarbeiter für 
den Jagdvorstand;
(Erweiterungen bzw. Textergänzungen sind fett ge-
schrieben  !!! )

1.):  § 8 Zuständigkeit der Genossenschaftsversamm-
lung:

(1) Die Genossenschaftsversammlung beschließt 
die Satzung der Jagdgenossenschaft und de-

ren Änderungen. Sie wählt:
a) den Vorsitzenden des Jagdvorstandes  

(Jagdvorsteher) und seinen Stellvertreter;
b) zwei Beisitzer des Jagdvorstandes und 

deren Stellvertreter;
c) einen Schriftführer der Jagdgenossen-

schaft und dessen Stellvertreter;
d) einen Kassenwart und dessen Stellvertre-

ter;

(2) Die Genossenschaftsversammlung beschließt 
weiterhin über
a)…

  …
  m) …
  n) die Bestellung eines Prokuristen bzw. 

eines kaufmännischen Mitarbeiters der 
Genossenschaft zur Unterstützung des 
Vorstandes, die nicht notwendig Jagd-
genossen sein müssen.

(3) Regelungen im Sinne des Absatzes 1 Buch-
staben c) und d), sowie des Absatzes 2 Buch-
staben c), d), g), h), i) und n) können im Ein-
zelfall durch Beschluss auf den Jagdvorstand 
übertragen werden.

2.): § 11 Jagdvorstand / Prokurist (Stellvertreter des 
Jagdvorstandes) / kaufmännischer Mitarbeiter:

(1) Der Jagdvorstand besteht aus dem Jagdvor-
steher (Vorsitzender) und zwei Beisitzern.

(2)  Wählbar für den Jagdvorstand ist jeder Jagd-
genosse, der volljährig und geschäftsfähig ist.
Ebenso wählbar für den Jagdvorstand ist 
eine volljährige und geschäftsfähige Per-
son, die nicht notwendig ein Jagdgenosse 
sein muss.
Ist eine Personengemeinschaft oder eine ju-
ristische Person Mitglied der Jagdgenossen-
schaft, so sind auch deren gesetzliche Vertre-
ter wählbar.

(3) …
(4) …
(5) …
(6) …
(7) Bei Bedarf, d.h. bei Vorliegen eines erhöh-

ten Arbeitsaufkommens bzw. bei dem Er-
fordernis spezieller Fach- und Sachkennt-
nis bei der Verwaltung und / oder Vertre-
tung der Jagdgenossenschaft, bereitet der 
Jagdvorstand die personelle Auswahl und 
Bestellung eines Prokuristen bzw. eines 
kaufmännischen Mitarbeiters des Jagdvor-
standes vor und legt den 
Bestellungsvorschlag der Genossen-
schaftsversammlung zur Beschlussfas-
sung nach § 8 Abs. 2 Buchstabe n) vor.
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Die Vertretungsbefugnis und die Aufgaben-
gebiete des Prokuristen bzw. nur die Aufga-
bengebiete des kaufmännischen Mitarbei-
ters, sind in den jeweiligen Bestellungsvor-
schlägen darzulegen und bilden die Grund-
lage der Bestellung dieser Personen. Die 
zu bestellenden Personen stellen sich der 
Genossenschaftsversammlung persönlich 
vor. Über das Vorliegen eines Bedarfs nach 
Satz 1 hat der Vorstand einen begründeten 
Beschluss
zu fassen und diesen und seine Begrün-
dung der Genossenschafts-versammlung 
zur Kenntnis zu bringen.  
Soll die Bestellung nach Satz 1 unter Ge-
währung einer Aufwandsentschädigung 
oder eines festen Entgeltes erfolgen, so 
hat der Vorstand der Genossenschaftsver-
sammlung in dem Bestellungsvorschlag 
unter Beachtung der Haushaltsplanung der 
Genossenschaft und der Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit eine dementsprechende 
Kostenberechnung mit vorzulegen.

3.): § 12 Vertretung der Jagdgenossenschaft  (Jagdvor-
stand / Prokurist):

(1) …
…
(7) …

(8) Im Falle der Bestellung eines Prokuristen 
bzw. eines kaufmännischen Mitarbeiters für 
den Vorstand bleiben die Rechte und Pflich-
ten des Jagdvorstandes unberührt. Die Er-
teilung einer Prokura  (d.h. die Handlungs-
vollmacht des Prokuristen) ermächtigt im 
Grundsatz kraft Gesetzes zu allen gericht-
lichen und außergerichtlichen Rechtsge-
schäften
und Rechtshandlungen, die der Betrieb der 
Jagdgenossenschaft mit sich bringt.
Nur für den Erwerb, die Veräußerung oder 
Belastung von Grundstücken bedarf es für 
den Prokuristen einer besonderen zusätzli-
chen Vollmacht  (Immobilienvollmacht).
Die Prokura ist in ihrem Umfang nach außen  
(d.h. Dritten gegenüber) nicht beschränk-
bar.
Im Innenverhältnis  (d.h. im Verhältnis zwi-
schen der Jagdgenossenschaft und dem 
Prokuristen) ist die jeweilige Handlungsvoll-
macht beschränkbar.
In diesem Sinne erteilt die Jagdgenossen-
schaft einem zu bestellenden Prokuristen 
nur eine sog.: „Gesamtprokura“ mit der 
Maßgabe, dass der Prokurist nur gemein-
sam mit einem Mitglied des Jagdvorstandes 
nach außen, d.h. Dritten gegenüber, auftre-

ten und Rechtshandlungen oder Rechtsge-
schäfte für die Jagdgenossenschaft vorneh-
men darf.
Der kaufmännischen Mitarbeiter ist nicht 
befugt, für die Jagdgenossenschaft nach 
außen, d.h. Dritten gegenüber, rechtsver-
bindliche Erklärungen abzugeben, Rechts-
handlungen oder Rechtsgeschäfte vorzu-
nehmen.
Der Jagdvorstand ist gegenüber dem Proku-
risten und dem kaufmännischen Mitarbeiter 
weisungsbefugt. 
Die einzelnen Aufgabenbereiche und die 
Arbeitsaufträge für den Prokuristen bzw. 
für den kaufmännischen Mitarbeiter werden 
von dem Jagdvorstand benannt.
Über die Einschränkung der Vertretungsbe-
fugnis und die hieraus resultierenden Haf-
tungsregeln gegenüber der Jagdgenossen-
schaft bei der Verursachung von Rechts-
nachteilen, finanziellen Schäden und Ähn-
lichem, ist der Prokurist in seiner Bestel-
lungsurkunde ausdrücklich zu belehren.
Für Rechtsnachteile und wirtschaftliche 
Schäden zu Lasten der Jagdgenossen-
schaft, die aus vertrags- und rechtswidrigen 
Handlungen des Prokuristen oder des kauf-
männischen Mitarbeiters resultieren, haften 
diese der Jagdgenossenschaft jeweils per-
sönlich.
Die Mitglieder des Jagdvorstandes haften 
im Falle einer vertrags- und rechtswidrigen 
Handlung eines bestellten Prokuristen oder 
kaufmännischen Mitarbeiters für die aus 
diesen Handlungen resultierenden Rechts-
nachteilen oder wirtschaftlichen Schäden 
nicht gegenüber der Jagdgenossenschaft 
oder den Jagdgenossen.

Beschluss Nr. 64/2016:
Abrundung des Gemeinschaftlichen Jagdbezirkes 
(GJB) Strausberg nach Widerruf des Verzichtes auf 
Selbstständigkeit des Eigenjagdbezirkes (EJB) der 
Stadt Strausberg gegenüber der unteren Jagdbe-
hörde (§ 7 (3) BbgJagdG)

Die Jagdgenossenschaft Strausberg-Stadt beschließt 
folgende neue Abgrenzung zwischen dem Gemein-
schaftlichen Jagdbezirk Strausberg-Stadt und dem Ei-
genjagdbezirk der Stadt Strausberg zur Vorlage bei der 
unteren Jagdbehörde:
Die Jagdgrenze  wird  innerhalb der vorherigen Abgren-
zung des GJB  entsprechend der gesetzlichen Rege-
lung nach § 8 BJagdG festgestellt.
Der EJB signalisiert gemäß § 13 BbgJagdG die Ver-
pachtung einer Teilfläche des EJB an die künftigen 
Jagdausübungsberechtigten des GJB.
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Beschluss Nr. 65/2016
Verlängerung des Pachtvertrages mit der derzeit auf 
den Flächen des Gemeinschaftlichen Jagdbezirkes 
Strausberg-Stadt jagenden Pächtergemeinschaft ab 
1.4.2016 bis zum 31.3.2025

Die Jagdgenossenschaft Strausberg-Stadt beschließt 
die o. g. Verlängerung des Pachtvertrages unter der 
Voraussetzung, dass die im Pachtvertrag fixierten Fri-
sten (u. a. § 5 Abs. 4) am 1.4.2016 neu beginnen, die 
Pächtergemeinschaft einen Pachtpreis von 5 €/ha an 
die Jagdgenossenschaft Strausberg-Stadt zahlt und die 
volle Übernahme der Wildschadensersatzpflicht durch 
die Pächtergemeinschaft erfolgt. 
Die Genossenschaftsversammlung bevollmächtigt den 
Jagdvorstand, den Pachtvertrag mit der Pächterge-
meinschaft zu verhandeln und abzuschließen.

Öffentliche Ausschreibung
In der Stadtverwaltung Strausberg mit ca. 26.000 Ein-
wohnern - die größte Stadt im Landkreis Märkisch-Oder-
land im Land Brandenburg, ca. 35 km östlich von Berlin 
entfernt, ist die Stelle einer/eines 

Bauingenieurin/Bauingenieurs in der Fachrichtung 
Tiefbau in der Funktion der/des Fachgruppen- 

leiterin/Fachgruppenleiters 

sofort zu besetzen.
Die Fachgruppe Tiefbau/Grünflächen umfasst 10 Mit-
arbeiter/innen und gliedert sich in die Fachdienste Er-
schließung/Straßenrecht, Tief- und Straßenbau, Ver-
kehrsorganisation, Beitragserhebung, Grünflächen/
Spielplätze/Kriegsgräber sowie Grün/Bäume.
Zu den wesentlichen Aufgaben des/r Fachgruppenlei-
ters/in Tiefbau/Grünflächen gehören:

•  die Leitung der Fachgruppe Tiefbau/Grünflächen mit 
den vorgenannten Bereichen

•  Projektleitung und Projektsteuerung im Rahmen der 
Projektvorbereitung und Projektdurchführung

•  die Bearbeitung von Investitionsmaßnahmen sowie 
die Aufstellung und Durchführung des Investitions-
planes der Fachgruppe

•  Prüfen von Planungsunterlagen der beauftragten In-
genieurbüros

•  Abstimmung der Planungen mit allen fachlichen Be-
teiligten

•  die Vertretung der Stadt gegenüber anderen Be-
hörden und Einrichtungen in Angelegenheiten der 
Fachgruppe sowie Mitwirkung in den kommunalpo-
litischen Gremien

•  die Aufgabenerfüllung der Fachgruppe organisieren, 
lenken und kontrollieren

•  die Mitwirkung bei der Erarbeitung konzeptioneller 
und planerischer Grundlagen der städtischen Ent-
wicklung

Gesucht wird eine engagierte und verantwortungsbe-
wusste Führungspersönlichkeit mit erfolgreich abge-

schlossenem Hochschulstudium (Universität, FH) der 
Fachrichtung Bauingenieurwesen oder Bachelor der 
Fachrichtung Straßenbau/Tiefbau sowie mehrjähriger 
Berufserfahrung (mindestens 5 Jahre). Führungserfah-
rungen und Kenntnisse in der öffentlichen Verwaltung 
sind für eine erfolgreiche Bewerbung von Vorteil.
Darüber hinaus werden erwartet:

•  umfangreiche Kenntnisse im Bau- und Straßenrecht
•  Kenntnisse der Vergabe- und Vertragsordnung für 

Bauleistungen (VOB), der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Leistungen (VOL) und der Vergabeord-
nung für freiberufliche Leistungen (VOF) und der Ho-
norarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) 
sowie der baurelevanten DIN-Normen, Vorschriften 
und Richtlinien

•  umfangreiche Kenntnisse im Projektmanagement
•  Kenntnisse der Gesetze und Verordnungen des Bun-

des und des Landes Brandenburg, einschließlich der 
Verwaltungsvorschriften sowie im Verwaltungsrecht

•  umfangreiche Führungskompetenz sowie Leistungs-
fähigkeit, Organisationsfähigkeit und Selbstständig-
keit

•  Fähigkeit die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ko-
operativ und leistungsorientiert zu führen

•  Bereitschaft zur verantwortungsvollen und loyalen 
Zusammenarbeit mit der Bürgermeisterin

•  selbstbewusstes und sicheres Auftreten und Prä-
sentieren

•  Ausdrucksfähigkeit und Verhandlungsgeschick
•  Verantwortungsbewusstsein, Zuverlässigkeit und 

Genauigkeit
•  strukturiertes- und analytisches Denken

Die Einstellung erfolgt nach dem Teilzeit- und Befri-
stungsgesetz zunächst befristet für zwei Jahre mit der 
Option der Verlängerung und mit einer wöchentlichen 
Arbeitszeit von 40 Stunden (diese Stelle ist keine befri-
stete Stelle).
Die Tätigkeit erfordert regelmäßig auch den Einsatz 
außerhalb der Dienstzeiten. Die Vergütung richtet sich 
nach dem TVöD. Die Eingruppierung erfolgt in die
Entgeltgruppe E 11.
Bewerberinnen bzw. Bewerber mit Handicap werden 
bei gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt.
Bewerbungen mit entsprechend aussagefähigen Un-
terlagen (tabellarischer Lebenslauf, Zeugnisabschrif-
ten, Tätigkeitsnachweise, Referenzen) richten Sie bitte 
schriftlich bis zum 31.03.2016 an

Stadtverwaltung Strausberg
Die Bürgermeisterin
Hegermühlenstraße 58
15344 Strausberg

Unvollständige Bewerbungen und Bewerbungen, die 
nach Ablauf der Bewerbungsfrist eingehen, werden 
nicht berücksichtigt.

Elke Stadeler
Bürgermeisterin
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